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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Börsen und den Effektenhandel, welches die bestehenden kantonalen Börsengesetze
ablösen soll. In der Eintretensdebatte stellten sich die Sprecher der bürgerlichen
Fraktionen und der vorberatenden Kommission grundsätzlich hinter die vom Ständerat
eingeschlagene Politik einer weitgehenden Selbstregulierung der Börse. Gegen den
Widerstand der SP und von Bundesrat Stich hielt die Mehrheit an praktisch allen
Beschlüssen des Ständerats fest. Insbesondere stimmte sie auch der Idee zu, dass die
Beschwerdekommission über die Börsenzulassung von den Börsen selbst gebildet
werden soll. Auch bei den Übernahmeregelungen setzte sich die Linie des Ständerates
durch. Ein von Dreher (fp, ZH) und Frey (svp, ZH) unterstützter Streichungsantrag
Blocher (svp, ZH) unterlag mit 117 zu 15 Stimmen. Die Vorschrift, dass bei Überschreiten
eines Beteiligungsanteils von einem Drittel den übrigen Aktionären ein öffentliches
Kaufangebot gemacht werden muss, wurde allerdings für Erbschafts– und
Schenkungsfälle gelockert. Die Forderung der SP, dass die Spielregeln für
Übernahmeangebote nicht von einer Kommission, sondern vom Bundesrat festgelegt
werden sollen, konnte sich nicht durchsetzen. In der Frage der internationalen
Amtshilfe obsiegte ebenfalls der Beschluss des Ständerats, dass Staatsverträge über die
Zusammenarbeit der Bundesbehörden mit ausländischen Aufsichtsstellen – analog zur
Regelung im Bankengesetz – vom Parlament genehmigt werden müssen. Da der
Ständerat in der Differenzbereinigung in einigen wenigen Punkten an seiner Fassung
festhielt, konnte das Gesetz im Berichtsjahr noch nicht verabschiedet werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1994
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit der Regulierung von Börsengeschäften wurde im Berichtsjahr
die Volksinitiative „Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln“ lanciert. Das aus
Jungsozialisten und verschiedenen Hilfswerken zusammengesetzte Initiativkomitee
argumentierte, dass die direkte und indirekte Anlage in Finanzinstrumente, die sich auf
Nahrungsmittel und Agrarrohstoffe beziehen, deren Preisfluktuationen verschärften.
Diese erhöhte Volatilität gehe zu Lasten der Ärmsten, weshalb Investitionen in solche
Finanzinstrumente untersagt werden sollten. Ein Verbot von derivativen
Absicherungsgeschäften für Produzenten und Händler wurde von den Initianten dabei
explizit ausgeschlossen. Die Unterschriftensammlung startete am 25.9.12. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2012
FABIO CANETG

Eine Gruppe aus Jungsozialisten und verschiedenen Hilfswerken reichte am 24.3.14 die
Volksinitiative „Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln“ bei der Bundeskanzlei ein.
Das Begehren fordert ein Verbot von direkten und indirekten Anlagen in
Finanzinstrumente, die sich auf Nahrungsmittel und Agrarrohstoffe beziehen.
Ausnahmen waren einzig für Produzenten und Händler vorgesehen. Die Initiative wurde
von 115‘942 Bürgerinnen und Bürgern unterzeichnet. Bis zum Jahresende 2014 war die
entsprechende Botschaft des Bundesrats noch ausstehend. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.03.2014
FABIO CANETG

Im Februar 2015 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Volksinitiative „Keine
Spekulation mit Nahrungsmitteln“, die im Jahr zuvor von den Jungsozialisten
eingereicht worden war. Die Initiative wollte die Spekulation mit auf Agrargütern
basierenden Finanzpapieren in der Schweiz verbieten. Zudem sollte sich die Schweiz
auch international für eine Eindämmung solcher Geschäfte einsetzen. Die Regierung
hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass sie das Ziel der Initianten, die Verbesserung der
Ernährungssituation in Entwicklungsländern, grundsätzlich unterstütze. Dennoch hegte
der Bundesrat Vorbehalte gegen das Vorhaben der Juso. Erstens wurde in Zweifel
gezogen, dass die in den Jahren 2006-2007 und 2010-2011 beobachteten starken
Preisanstiege durch Nahrungsmittelspekulation verursacht worden waren. Vielmehr
räumte der Bundesrat dem Handel mit Nahrungsmitteln eine wichtige Rolle in einem
funktionierenden Markt ein, wodurch dieser zu einer verbesserten Verfügbarkeit von
landwirtschaftlichen Produkten beitrage. Zweitens zeigte sich der Bundesrat überzeugt,
dass auf nationaler Ebene ergriffene Massnahmen höchstens eine verschwindend kleine

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2015
NICO DÜRRENMATT
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Wirkung auf die effektiv vollzogenen Transaktionen im Zusammenhang mit
Agrarprodukten aufweisen würden, da sie durch Ausweichen auf andere Finanzplätze
äusserst einfach umgangen werden könnten. Für den Wirtschaftsstandort Schweiz
befürchtete die Regierung jedoch erhebliche Wettbewerbsnachteile durch eine solche
Regelung, insbesondere für Banken, Handelsunternehmen und Agrarprodukte
verarbeitende Unternehmen. Zudem rief der Bundesrat in Erinnerung, dass sich die
Schweiz aktiv gegen den Welthunger einsetze. Dies geschehe einerseits durch das
Engagement in internationalen Organisationen wie der Welternährungsorganisation
(FAO), andererseits über Entwicklungs- und Nothilfe in Krisensituationen. Der
Bundesrat empfahl die Initiative zur Ablehnung und verzichtete auch darauf, der
Initiative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Auch das Parlament sah die
eingereichte Volksinitiative als nicht geeignet an, den Welthunger ernsthaft zu
bekämpfen, weshalb es sich auch für eine Ablehnung derselben aussprach. Die Gründe
für diesen Entscheid deckten sich dabei weitgehend mit jenen, die bereits der
Bundesrat angeführt hatte. Einzig die Parlamentsvertreter aus dem rot-grünen Lager
empfahlen die Annahme des Volksbegehrens. Der Abstimmungstermin wurde auf den
28. Februar 2016 angesetzt. 4

Der Abstimmungskampf im Vorfeld des Abstimmungssonntags Ende Februar, bei dem
das Volk über vier Vorlagen zu befinden hatte, wurde dominiert von der kontroversen
Debatte um die Durchsetzungsinitiative der SVP. Im Vergleich dazu kam der
Volksinitiative „Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln“ der Juso eher wenig
Beachtung zu. 
Wie im Vorfeld der Abstimmung erwartet, lehnte das Volk die Vorlage mit knapp 60
Prozent der Stimmen deutlich ab, wobei einzig in den Kantonen Jura und Basel-Stadt
eine Mehrheit ein Ja in die Urne legte. Die Stimmbeteiligung betrug hohe 63 Prozent,
was mit der gleichentags stattfindenden Abstimmung zur stark polarisierenden
Durchsetzungsinitiative zusammenhängen dürfte. 

Abstimmung vom 28. Februar 2016

Beteiligung 62.9%
Ja 1'287'786 (40.1%) / Stände 1 1/2
Nein 1'925'937 (59.9%) / Stände 19 5/2

Parolen:
-Ja: SP, GPS, EVP, CSP, PdA
-Nein: SVP, FDP, BDP, GLP, CVP, EDU, MCG

Trotz der klaren Abstimmungsniederlage wurde das Ergebnis als ein Achtungserfolg der
Initianten angesehen, weil das Resultat darauf hindeutete, dass es der Juso gelungen
war, auch im Lager der Bürgerlichen auf Zustimmung zu stossen. Die Jungsozialisten
versuchten sogleich, ihren Teilerfolg zu nutzen, indem sie neue Forderungen stellten,
wie die aus ihrer Sicht schädliche Nahrungsmittelspekulation einzudämmen sei: Von
ihrer Mutterpartei verlangte die Juso einen parlamentarischen Vorstoss, der die
Einführung einer Finanztransaktionssteuer vorantreiben sollte; an den Bundesrat
richteten sie das Begehren, rasch Positionslimiten auf Finanzderivaten im Agrarbereich,
wie sie im Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FINFRAG) durch einen Antrag de Buman
(cvp, FR) eingebracht worden waren, einzuführen. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.02.2016
NICO DÜRRENMATT
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Juso beschlossen an ihrer Delegiertenversammlung Ende Mai, eine Initiative für ein
Verbot der Spekulation mit Nahrungsmitteln zu lancieren. Die spekulativen
Preissteigerungen und das Geschäft mit dem Hunger, an dem sich die Schweiz als Hort
von Rohstoffhändlern aktiv mitbeteilige, stellten für Millionen von Menschen eine
existentielle Bedrohung dar. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.05.2012
MARC BÜHLMANN
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